Arbeitslosigkeit und Zuverdienst

(Werte von 2009)

Geringfügigkeit

Bei selbständiger Erwerbstätigkeit gilt:

Geringfügig ist eine Tätigkeit dann, wenn

• weder das auf einen Arbeitstag entfallende Einkommen noch 11,1 % des auf einen Arbeitstag

entfallenden Umsatzes die tägliche Geringfügigkeitsgrenze von EUR 27,47 (2009) noch

• das monatliche Einkommen oder 11,1 % des monatlichen Umsatzes die monatliche Geringfügigkeitsgrenze

von EUR 357,74 (2009) übersteigt. 

Vorübergehende oder durchgehende Erwerbstätigkeit?

Bei selbständiger Erwerbstätigkeit muss man zwischen „vorübergehender“ und „durchgehender“ Erwerbstätigkeit unterscheiden.

Eine Tätigkeit gilt dann als durchgehend, wenn es sich um eine Erwerbstätigkeit

handelt, die für länger als 4 Wochen ausgeübt wird oder wenn kein schriftlicher Vertrag vorgelegt werden kann, aus dem der Zeitraum der Tätigkeit ersichtlich ist. Wenn also eine 

selbständige Erwerbstätigkeit aufgenommen wird und der Zeitraum nicht mittels schriftlichen Vertrags nachgewiesen werden kann, geht das AMS ab Beginn dieser Tätigkeit von einer durchgehenden selbständigen Erwerbstätigkeit aus. Achtung: Ist man einmal als „durchgehend selbständig erwerbstätig“ eingestuft worden, bleibt diese Einstufung auf jeden Fall bis Jahresende bestehen, auch wenn für spätere Tätigkeiten im gleichen Kalenderjahr schriftliche Verträge vorgelegt werden!

Beispiel: Herr Z. meldet dem AMS im Februar die Aufnahme einer künstlerischen selbständigen Erwerbstätigkeit (z.B. Choreografie für ein Tanzstück), legt dafür aber keinen Werkvertrag bzw. keine Vereinbarung, aus der der Zeitraum der Tätigkeit ersichtlich ist, vor. Das AMS stuft ihn daraufhin als durchgehend selbständig tätig ein.

Im Mai des gleichen Jahres arbeitet Herr Z. bei einer Produktion als Performer mit. Diesmal legt er einen Werkvertrag vor, aus dem ersichtlich ist, dass der Zeitraum der Tätigkeit 2 Wochen betrug.

Trotzdem geht das AMS auch bei Beurteilung dieser Tätigkeit von einer "durchgehenden Erwerbstätigkeit" aus. Erst mit Beginn des folgenden Jahres kann Herr Z. verlangen, ihn wieder als "vorübergehend selbständig" zu beurteilen, er muss aber dann in diesem Jahr für sämtliche Engagements Werkverträge bzw. Vereinbarungen mit dem Auftraggeber, aus denen der Zeitraum der Tätigkeit ersichtlich ist, abgeben.

Als vorübergehende Erwerbstätigkeit gelten Beschäftigungen, die für weniger als vier Wochen vereinbart wurden bzw. selbständige Erwerbstätigkeiten, die weniger als vier Wochen lang ausgeübt werden.

Die Auswirkungen dieser Einstufung sehen folgendermaßen aus:

Je nachdem, ob man als „vorübergehend“ oder „durchgehend“ selbständig erwerbstätig eingestuft wurde, gibt es unterschiedliche Berechnungen bei Einkommen und Umsatz:

1. Berechnung bei "durchgehender selbständiger Erwerbstätigkeit"

Bei "durchgehender selbständiger Erwerbstätigkeit" sind Einkommen und Umsatz „rollierend“, d.h. auf Grund von monatlich im Nachhinein abzugebenden Einkommens- und Umsatzerklärungen zu ermitteln. Die endgültige Beurteilung erfolgt auf Grund von Finanzamtsbescheiden.

Der Leistungsbezieher hat, beginnend mit dem Monat der Aufnahme der selbständigen Tätigkeit, am Ende des Kalendermonats jeweils sein in diesem Monat erzieltes Einkommen/Umsatz bekanntzugeben.

Diese Beträge sind die Grundlage für die Beurteilung des Vorliegens von Arbeitslosigkeit in diesem Monat. Jeweils am Ende des Folgemonats hat der Selbstständige eine entsprechende weitere Erklärung abzugeben. Zu diesen Beträgen sind die im laufenden Kalenderjahr in den Vormonaten erklärten Beträge zu addieren. Die Summe ist durch die Zahl der herangezogenen Monate zu teilen und der so ermittelte Durchschnitt ist der Beurteilung des Vorliegens von Arbeitslosigkeit im laufenden Kalendermonat zugrunde zu legen. Im folgenden Kalenderjahr ist die Durchschnittsermittlung mit Jänner neu zu beginnen. Dieses Berechnungsmodell nennt man "rollierende Berechnung".

Beispiel für eine „rollierende“ Berechnung: 

Frau X. ist vom AMS als durchgehend selbständig erwerbstätig eingestuft. Sie muss daher dem AMS am Ende jedes Monats eine Einkommens- und Umsatzerklärung übermitteln. Für die Einkommenserklärung darf sie ihre Betriebsausgaben von den Honoraren abziehen. Sie meldet:

- Im Jänner ein Einkommen von EUR 300: das liegt unter der Geringfügigkeit, sie bekommt für Jänner Arbeitslosengeld;

- im Februar ein Einkommen von 0: sie bekommt Arbeitslosengeld;

- im März ein Einkommen von EUR 500: das liegt zwar in diesem Monat über der Geringfügigkeitsgrenze, insgesamt liegt sie mit ihrem Verdienst aber in diesem Jahr mit durchschnittlich EUR 266,66 (= EUR 800,- dividiert durch 3 Monate) unter der Geringfügigkeitsgrenze, und erhält somit auch im März Arbeitslosengeld.

- im April ein Einkommen von EUR 700: die Berechnung (1.500 dividiert durch 4 Monate) ergibt einen monatlichen Durchschnitt von EUR 375. Dieser Betrag liegt über der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze, sie erhält somit im April kein Arbeitslosengeld.

- im Mai beträgt das gemeldete Einkommen EUR 200: Die Berechnung (1.700 dividiert durch 5 Monate) ergibt jetzt den Durchschnittswert von EUR 340. Das liegt unter der Geringfügigkeitsgrenze, sie erhält also für Mai wieder Arbeitslosengeld. 

2. Berechnung bei "vorübergehender selbständiger Erwerbstätigkeit"

Übersteigt das aus einer vorübergehenden Erwerbstätigkeit erzielte Nettoeinkommen in einem Kalendermonat die Geringfügigkeitsgrenze, ist gem. § 21a ALVG das Einkommen wie folgt anzurechnen:

Das erzielte Nettoeinkommen in einem Kalendermonat ist auf das an den verbleibenden Anspruchtagen gebührende Arbeitslosengeld (oder Notstandshilfe) in diesem Kalendermonat anzurechnen.

Als Nettoeinkommen im Sinne des § 21a ALVG gilt das auf der Lohnbestätigung bzw. auf der Honorarnote ausgewiesene Einkommen abzüglich der abgeführten Steuern und Sozialversicherungsbeiträge.

Beispiel für Anrechnung nach § 21 a ALVG:

Frau A. bezieht Arbeitslosengeld; ihr täglicher Anspruch beträgt EUR 26,-. In der Zeit von 5.-10. Dez. hat sie eine Anstellung als Verkäuferin auf einem Weihnachtsmarkt. Dafür erhält sie ein Nettoeinkommen von EUR 1.000,-. Die Anrechnung lt. § 21a ALVG erfolgt lt. nachstehender Berechnung:

Nettoeinkommen EUR 1.000,00

Minus Geringfügigkeitsgrenze EUR 357,74

= Anrechnungsbasis EUR 642,26

Davon 90 % EUR 578,04

dividiert durch Kalendertage des Monats (31) ergibt die tägl. Anrechnung von EUR 18,64

Daraus leitet sich der tägliche Anspruch ab: EUR 26,- minus EUR 18,64 ergibt: EUR 7,36

Frau A. erhält somit im Monat Dezember zusätzlich zu ihrem Nettoeinkommen von EUR 1.000,- für 25 Tage (1.-4. Dezember und 11.-31. Dezember) EUR 184,- (25 Tage x 6,64 errechneter tägl. Anspruch) Arbeitslosengeld.

(nach: Freie Theater Infoblatt)

